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Beklagten und Revisionsbeklagten

hat der 8. Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 27° September 1956.

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landes—

_ sozialgerichts Baden—Württemberg in Stuttgart vom
14„ September 1954 wird als unbegründet zurückgewie—
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Der 1886 geborene, jetztim Ruhestand lebende Kläger

wurde am 6. Juni 1942 von seiner vorgesetzten Dienststelle, der

damaligen Reichsbahndirektion Karlsruhe, in seiner Eigenschaft

als Reichsbahninspektor nach Rußland abgeordnet.und gleichzeitig

der Hauptbetriebsdirektion Ost unterstellt. Er war zunächst in
.

Melitopol und dann als Leiter der Güterabfertigung des Bahnhofs

Konstantin0wka beschäftigt, Am 77, Oktober 1942, auf der ersten

Urlaubsreise in die Heimat, erlitt er im Bahnhof Fastow I während

des Umsteigens in einen anderen Zug einen Unfall dadurch, daß er

von einer von ihm nicht bemerkten Lokomotive erfaßt und zu Boden

geworfen wurde;_dabei wurde er am Kopf und insbesondere
am rech—

ten Arm so erheblich verletzt, daß ihm in einem Lazarett in Kiew

, der rechte Arm oberhalb des Ellenbogens abgenommen werden mußte.

Nach weiterer ärztlicher Behandlung im Reservelazarett Karlsruhe

konnte der Kläger im April 1943 seinen Dienst als Reichsbahnin—

spektor in KarlSruhe wieder aufnehmen, nachdem der erlittene Un«

fall am 1„ Dezember 1942 von der Reichsbahndirektion Karlsruhe

als Dienstunfall anerkannt werden war°

Im Jahre 1944 stellte der Kläger beim Versorgungsamt (VersorgA.)

Karlsruhe erstmals Antrag auf Fürsorge und Versorgung nach dem

Wehrmachtfürsorge— und Versorgungsgesetz (WFVG). Dieser Antrag

wurde mit Schreiben vom 10. Juni 1944 abgelehnt, nachdem die

Reichsbahndirektion Karlsruhe dem VersorgA. auf Anfrage mitgeteilt

hatte, daß der Kläger während der Zeit seiner Dienstleistung in

Rußland nicht zu den zur Wehrmacht abgeordneten Reichsbahnbe—

diensteten gehört habe. Das VersorgA. begründete.seine Ablehnung

damit, daß es sich bei dem vom Kläger erlittenen Unfall um einen

Betriebsunfall gehandelt habe, dessen Abgeltung in die Zuständig—l

keit der Deutschen Reichsbahn falle; im Hinblick auf die dienst—

liche Abordnung des Klägers nach Rußland und seine Unterstellung

unter die Hauptbetriebsdirektion Ost gehöre er nicht zu dem in

@ 68 WFVGgenannten Personenkreiseo

Mit SChreiben vom 10. März 1947 an die Landesversicherungsanstalt

(LVA„) Baden in Karlsruhe wiederholte der Kläger seinen Antra
auf Versorgung wegen des mit dem Verlust des rechten Armee ver—

_ 3 ;
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 -

bundenén Unfalls vom 17. Oktober 1942 und machte dabei geltend,

daß er als_Leiter des Verkehrsdienstes des Bahnhofs Konstanti-

nowka dienstlich nicht nur
seiner vorgesetzen Reichsbahndienst—

stelle, sondern auch der Befehlsgewalt des damaligen Bahnhofs—

kommandanten, eines Hauptmanns der Wehrmacht, unterstellt gewe—

sen sei; dieser habe ihm Anweisungen darüber gegeben, wie der
Bahnhof Konstantinowka im Falle eines Angriffs zu

verteidigen

sei, habe Probealarme durchgeführt und in täglichen Besprechun—

gen die Bereitstellung leerer Eisenbahnwagen für Kranken— und

@ruppentransporte angeordnet. Er gehöre deshalb zu den nach dem

Gesetz Nr. 74 über Leistungen an Körperbeschädigte (KB—Leistungs—

gesetz —KBLG) vom 21. Januar 1947 —
Regierungsblatt der Regie—

rung Württemberg—Baden 1947 Nr. 2 S. 7 — zu versorgenden Perso—

nen. '

Mit berufungsfähigem Bescheid vom 29. April 1949 hat die LVA.

den Antrag abgelehnt. Der Kläger habe nicht zu den zur Wehr—

machtabgeordneten Réichsbahnbediensteten gehört, seine Tätig—
keit in Rußland sei weder militär— noch militärähnlicher Dienst

gewesen; der erlittene Unfall sei auch nicht durch eine unmit—

telbare KriegseinWirkung verursacht werden. Der Kläger falle

deshalb nicht unter den nach & 1 Abs. 1 KBLG leistungsberech—

tigten Personenkreis.

Gegen diesen Bescheid der LVA. Baden in Karlsruhe hat der Klä—

ger am 14. Mai 1949 form— und fristgerecht Berufung beim Ober—

versicherungsamt (OVA.) Karlsruhe eingelegt; er hat beantragt,

den angefochtenen Bescheid aufzuheben und ihm für den Verlust

des rechten Armee Leistungen nach dem KBLG zu gewähren. Zur Be—

gründung seines Antrags hat er ausgeführt, er habe bei Antritt

seines Dienstes in Konstantinowka zusammen mit 48 anderen deut—

schen Reichsbahnbediensteten eine feldgraue Eisenbahnerkompanie
abgelöst; vorher sei er ebenso wie seine Kameraden mit Schuß—

waffen und Munition ausgerüstet werden. Bis zur endgültigen
Übernahme des Bahnhofs Konstantinowka habe der Kompanieführer

der abzulösenden feldgrauen Eisenbahner nicht nur den Eisen-

bahndienst betreffende Weisungen, söndern auch rein militäri—
sche Befehle_erteilt. Dann habe die Bahhhofskommandantur ein
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steten in militärischen Angelegenheiten unterstellt gewesen

seien; der Hauptmann habe, da ihm Soldaten der Wehrmacht nicht

zur Verfügung gestanden hätten, angeordnet, wie der Bahnhof im

Falle eines Angriffs durch russische Trupgen oder durch Parti—

sanen zu verteidigen sei, und jeder Eisenbahnbedienstete sei

von ihm für den Fall der notwendigen verteidigung an einen genau

bestimmten Platz in gedeckter Erdstellung eingewiesen worden°

Dieser tatsächliche Einsatz sei — neben dem Eisenbahndienst —
militärischer Natur gewesen, so daß die dienstliche Abordnung

allein nicht dafür entscheidend sein könne, ob Leistungen nach

dem KBLG zu gewähren seien oder nicht„

Nach Einholung einer Auskunft bei der Eisenbahndirekticn Stutt—

gart, mit der diese unter dem 23‚ Februar 1950 mitgeteilt hat,

der Kläger sei als sogenannter "blauer Eisenbahner" dienstlich

im Osten gewesen, er falle wegen seines Unfalls jedoch nicht

unter die gesetzliche Unfallversicherung, weil für ihn die Un«
‚fallbestimmungen des Deutschen Beamtengesetzes zu gelten hätten,

hat das OVA„ am 7° Juni 1950 durch Entscheidung des Vorsitzenden

nach 5 33 KBLG‚’5@ 1657, 1679 der Reichsversicherungsordnung
(EVO) den angefochtenen Bescheid vom 29‚ April 1949 aufgehoben

und die LVA„ verurteilt, den Unfall des Klägers vom 17. Oktober

1942 "als anläßlich militärischen Dienstes entstanden anzuer— ‘

kennen und die gesetzlichen Leistungen zu gewähren."

In der Begründung zu seiner Entscheidung hat das OVA. ausgeführt,

der Kläger habe seinen Unfall zwar nicht durch eine unmittelbare

Kriegseihwirkung, sondern lediglich durch ein Ereignis im Eisen—

bahnverkehr erlitten° Im Zeitpunkt des Unfallereignisses habe

er sich aber auf der Reise in den Heimaturlaub befunden; für die

Frage, ob für die Folgen des Unfalls Leistungen nach dem KBLG

zu gewähren seien, sei entscheidend, ob die dem Urlaubsantritt

voreusgegangene Dienstleistung des Klägers beim Bahnhof Konstan—

tinowka als militärischer oder militärähnlicher Dienst im Sinne

des 5 1 Abs. 1 KBLG anzusehen sei° Diese Frage sei trotz der
erfolgten Abordnung als “blauer Eisenbahner" zu bejahen° 'Die

Dienstleistung nahe der Front und im Partieänengebiet, die

Pflicht, ständig bewaffnet zu sein und, wie ein im Verfahren

_vernommener Zeuge bestätigt habe, regelmäßiges Exerzieren und
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regelmäßige Schießübungen hätten zusammen mit dem bestehenden

Befehl, den Bahnhof gegen feindliche Angriffe zu sichern und

ihn notfalls zu verteidigen, dem Dienst des Klägers ein vorwie—

gend militärisches Gepräge gegeben, Dabei sei unerheblich, daß

ein feindlicher Angriff auf den Bahnhof Konstantinowka während

der DienstleiStung des Klägers nicht stattgefunden habe; die

ständig erforderliche Einsatzbereitschaft und die dauernde Mög-

lichkeit eines feindlichen Angriffs seien ausreichend gewesen,

den Dienst des Klägers in Konstantinowka aus
kriegsbedingten

'Gründen zu einem militärähnlichen zu machen" Deshalb sei der
Unfall, den der Kläger bei der Reise in den Heimaturlaub erlit—

ten habe, ebenso zu betrachten, als ob_er sich gelegentlich

eines militärähnlichen Dienstes ereignet hätte°

‚Die LVA. Baden hat gegen die Entscheidung des OVA° Karlsruhe

vom 7. Juni 1950 Rekurs beim Landesversicherungsamt (LVAmt)

Württemberg—Baden in Stuttgart eingelegt und beantragt, die an—
gefochtene Entscheidung aufzuheben und den Bescheid vom 29.

April 1949 wiederherzustellen° Der Dienst des Klägers als Eisen-

bahner in Konstantinowka sei weder militärischer noch militär—
ähnlicher Natur gewesen; daran ändere die Tatsache des Waffen-
tragens während des Dienstes und die einer gewissen Unterweisung

über kriegsmäßiges Verhalten im Falle eines feindlichen Angriffs

nichts° Überdies habe während der Dienstleistung des Klägers in

Konstantinowka ein Angriff feindlicher Streitkräfte oder Parti—

sanen niemals stattgefunden. Selbst wenn man für die Durchfüh-

rung der jeweiligen militärischen Unterweisungen militärähnli—

chen Dienst annehmen wolle9 habe dieser mindestens vom
Zeitpunkt

des Urlaubsantritts ab nicht mehr bestanden; von diesem Zeit—

punkt ab habe jegliche Beziehung zu einer militärischen DienSt—

stelle aufgehört, und der Kläger sei nur noch Reichsbahnbeamter

gewesen‘. Auch die Tatsache, daß der Kläger in seiner Eigenschaft

“als Leiter der Güterabfertigung Weisungen des militärischen

Bahnhofskommandanten hinsichtlich der Gestellung von Wagenmate—

rial habe entgegennehmen müssen, könne nicht als Unterstellung

unter den Befehl der Wehrmacht angesehen werden° Im_übrigen ver—
lange der Kläger Versorgung nach dem KBLG für den gleichen Un— f

fall, der schon von seiner vorgesetzten Dienststelle als Dienst—

_ 6 -
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unfall anerkannt werden sei.

Demgegenüber hat der Kläger eingewandt, mindestens seine tägli—

Chen Besprechungen mit dem Bahnhofskcmmandanten über Art und!

Umfang der Sicherung und gegebenenfalls Verteidigung des Bahn—

hofs seien rein militärischer Natur gewesen. Überdies habe er
alle Weisungen und.Anordnungen militärischer Art vom militäri—

schen Bahnhofskommandanten erhalten. sein am 17. Oktober 1942

erlittencr Unfall sei deshalb nicht allein auf seinen Eisen—

bahndienstzurückzuführen. '

Das Landessczialgeridht (LS .) Baden—Württemberg in Stuttgart,
auf das der.vom Beklagten beim LVAmt eingelegte Rekurs nach

@ 215 Abs. 3 des Sozialgerichtsgesetzes (SSG) als Berufung über—

gegangen ist, hat durch Urteil vom 14. September 1954, zugestellt

am 9. Oktober 1954, die Entscheidung des OVA. Karlsruhe vom 7.
Juni 1950 aufgehoben und den Bescheid der LVA. Baden vom 29.

April 1949 wiederhergestellt. Es hat in AnWendung des 5 162 Abs.

1 Nr. 1 SGG die Revision zum Bundessozialgericht (BSG.) zugelas—

sen° ‘ '

Das LSG. hat dazu ausgeführt, daß der vom Kläger als sogenannter

blauer Eisenbahner in Rußland geleistete Dienst kein militär—

ähnlicher Dienst im Sinne des 5 1 Abs. 1 K3LG gewesen sei; das

ergebe sich aus @ 4 Abs. 1 b der Verordnung Nr. 739 des Arbeits—

ministeriums Württemberg—Baden, Dritte Durchführungsverordnung

(Durcth0) zum KBLG vom 25. Juli 1349 — hegierungsblatt 1949

S. 212 —, in dem nur die zur Wehrmacht ausdrücklich abgeordne—

ten Reichsbahnbediensteten als anspruchsberechtigt nach dem

KBLG aufgeführt seien. Diesem ?ersonenkreis seien die blauen

Eisenbahner nicht zuzurechnen, deren Verhältnis zu ihrer vorge—\

setzten Dienstbehörde auch nach erfolgter Abordnung rein ziviler

Natur geblieben sei, und die im Gegensatz zu
den sogenannten

feldgrauen Eisenbahnern nicht der Wehrmacht unterstellt gewesen

Seien. Daran ändere nichts, daß die blauen Eisenbahner im be—

setzten Gebiet nach und nach mit Waffen versehen und damit aus—

gebildet worden seien, und daß bei ihrem sonst rein zivilen

Dienst die Verpflichtung bestanden habe, den auf ihr Aufgaben—

gebiet bezogenen Wehrmachtsbefehlcn Folge zu leisten; diese Ver—

_ 7 _
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pflichtung habe auch für die Reichsbahnbediensteten in der Hei—

mat gegolten° Bei zunehmender Verschärfung der Kriegslage sei

allerdings auch von den Zivilbeamten in immer stärker werdendem

Maße verlangt'worden‚ den gefährlicher Werdenden Verhältnissén

Rechnung zu tragen und notfalls jeder‚Gefahr mit der Waffe zu

begegnen° Dabei habe dann auch der Zivilbeamte zeitweise mili—

tärähnlichen Dienst im Sinne des 5 4 Abs° 1 Buchstaben b und h

der Dritten Durcth0 zum KBLG geleistet, zu dem nicht nur di—

rekte Kampfhandlungen, sondern auch militärische Vorbereitunge—

maßnahmen wie kriegsmäßige Unterweisung und Ausbildung mit der

Waffe zu rechnen seien, Jedoch könne nur eine anläßlich eines

solchen militärähnlichen Dienstes erlittene Gesundheitsschädi—

gung nach dem KBLG entschädigt werden, nicht aber auch eine

solche, die der Beamte nach Beendigung seines vorübergehenden

militärähnlichen Dienstes und nach Wiederaufnahme seiner zivi—

len Tätigkeit erlitten habe° Für derartige "zivile" Schäden

hafte entweder der Staat nach den Unfallbestimmungen des Deut—

schen Beamtengesetzes oder der Träger der gesetzlichen Unfall—

vcrsicherun5. Um einen solchen zivilen Schaden handele es sich

aber beim Kläger, dessen Unfall am 17. Oktober 1942 weder mit

einem kriegsbedingten Ereignis noch mit seinem zeitweise ver—
richteten militärähnlichen Dienst etwas zu tun gehabt habe,

Der Kläger‘sei als Zivilbeamter und nicht etwa als zur Wehr—

machtGehöriger in Heimaturlaub gefahren, der dabei erlittene

Unfall sei durch den gelegentlich militärähnlichen 1)ienst vor—
her in keiner Weise beeinflußt worden. Versorgung nach_dem

KBIG stehe dem Kläger deshalb nicht zu. Die Zulassung der Revi—

sion erfolge, weil die Frage, ob und unter welchen Voraussetzun—

gen der Dienst der nicht zur Wehrmacht abgeordneten Reichsbahn—

bediensteten als militärähnlicher uienst anzusehen sei, grund—

sätzliche Bedeutung habe, Im übrigen wird auf die Entscheidunge—
grÜnde des angefochtenen Urteils Bezug genommen.

Gegen dieses Urteil des LSG° hat der Kläger durch seinen Pro—

zeßbevollmächtigten mit Schriftsatz vom 26. Oktober 1954, ein—

gegangen am 2T„ Oktober 1954, Revision eingelegt. Mit demselben
Schriftsatz hat er seine Revision begründet; eine weitere Revi—
sionsbegründungsschrift vom 29. Oktober 1954 ist am 2. November

—8—
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1954‘eingegangen. Der Kläöer hat geltend gemacht, daß es nicht

angehe, ihn deshalb aus dem Kreis der nach dem KBLG Versorgungs—

berechtigten auszuschließen, weil er blauer und nicht feldgrauer

Eisenbahner gewesen sei. Er habe während seiner Tätib keit auf
dem Bahnhof Konstahtinowka nicht nur seiner vergesetzten Reicns—

bahndienststelle, sondern auch & r Befehlsgewalt des militäri—

schen Bahnhofskommandanten unterstanden. Seine Pflicht zum Waf—

fentragen, seine regelmäßige Teilnahme an militärischen Übungen

und die ständige Einsatzbereitschaft auch der blauen Eisenbah—

ner zum Schutz der £1isenbahnanlagen gegen feindliche Angriffe

und Partieanenüberfälle hätten seinen Dienst in Rußland, zumal

er in Frontnähe ausgeübt werden sei, zu einem militärähnlichen

gemacht° Daß der erlittene Unl\?‘ll sich auf dem Urle ubswege er—

eignet habe, sei unerheblich; jedenfalls habe er sich im Kriege—

gebiet zugetragen, in einem Gebiet also, in des er nur du;ch

seine dienstliche Abordnung nach Rußland gekommen sei. Sein

milita rähnlicher JJienet in Rußland rechtfertige es , den du1ch

den Unfall am 17. Oktober 1942 eingetretenen Verlust des rech«

ten Armee als Gesundheitsschaden im Sinne des KBLG anzuerken—

nen° Auf die weiteren Darlegungen in den Sohriftsätzen des

Klägers vom 26. und 29. thober 1954 und auf das Vorbringen

seines Prozeßbevollmächtigten in der mündlichen Verhandlung

wird Bezug genommen°

Der Kläger hat beantragt,

unter Aufhebung des Urteils des LSG. Baden—Württem-

berg vom 14. September 1954 die Berufung des Beklag—
'ten

gegen die Vorentscheidung des OVA„ Karlsruhe vom

7. Juni 1950 als unbegründet zurückzuwei3en,

hilfsweise, die Sache zur erneuten Verhandlung und_

Entscheidung an das LSG° Baden—Württemberg zurück;

zuverweisen°

Das beklagte Land Baden—Württemberg, vertreten durch deS Lan—

d.esversorgungsamt (LVersorgA ) Baden—Württemberg in Stuttgart,

hat be antrag t,

die Revision des Klägers als unbegründet zurückzu—

weisen°
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Es hat dazu ausgeführt, daß der Kläger als blauer Eisenbahner

nicht zu den zur Wehrmacht abgeordneten reichsdeutschen Eisen—

bahnbedien$teten mit Anspruch auf Versorgung nach dem KBLG ge-

hört habe° Aus der Tatsache, daß der Kläger bei seinem sonst"

rein zivilen Dienst auch solchen Wehrmachtsbefehlen, die sich

auf sein eigentliches Aufgabengebiet bezogen hätten, Folge zu

leisten gehabt habe, könne nicht der Schluß auf eine militär—

ähnliche Dienstleistung gezogen werden; ein solcher Dienst

könne nur für die jeweiligen Übungen und Einsätze, die auf Ver—

anlassung der militärischen Dienststelle erfolgt seien, ange—

nommen‘werden° Die Verpflichtung zum ständigen Waffentragen in
Rußland ändere daran nichts° Der Kläger sei auch nicht bei

einem militärischen Einsatz zu Schaden gekommen, sondern der

Unfall, der zum—Verlust des rechten Oberarms geführt habe, habe

sich auf einer Urlaubsfahrt zugetragen, die der Kläger als Zi—

vilbeamter ausgeführt habe; Auf den Schriftsatz des Beklagten,

vom 10, Juni 1955, eingegangen am 16. Juni 1955, wird ebenfalls

Bezug genommen.

Die Revision ist statthaft, weil das LSG.‚ auf das die Sache

nach dem Inkrafttreten des SGG gemäß 5 215 Abs. 5 SGG als Beru—

rung übergegahgen war, sie wegen der grundsätzlichen Bedeutung

der zu entscheidenden Rechtsfrage zugelassen hat (@ 162 Abs. 1

Nr° 1 SGG)„ Sie ist in der gesetzlichen Form und Frist einge—

legt und begründet werden und deshalb zulässi°. Der Durchführung

des Revisionsverfahrens steht die Vorschrift des 5 162 Abs. 2

SGG nicht entgegen° Der Kläger stützt die Revision darauf, daß

die Entscheidung des LSG° auf einer unrichtigen Anwendung des

KBLG des ehemaligen Landes Württemberg—Baden beruhe° Das KBLG

ist revisibles Recht im Sinne des @ 162 Abs. 2 sec, denn es
.galt vor dem Inkrafttreten des Bundesversorgungsgesetzes (BVG)

einheitlich in allen drei Ländern der amerikanisch besetzten

Zone Deutschlands und erstreckte sieh damit in seinem Geltungs-

bereich über den Bezirk des ßerufungsgerichts hinaus°

Die Revision ist jedoch unbegründet,

Nach dem Vorbringen des Klägers und den dem Revisionsgericht
vorliegenden Vorgängen sowie nach den Feststellungen des Beru—
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fungsgerichts hat der Kläger am 17" Oktober 1942 auf der Urlaubs—

reise von Konstantinowka in die Heimat im Bahnhof Festen I in
Rußland einen Eisenbahnunfall erlitten, der die Absetzung des
rechten Armee erforderlich machte. Der vom Kläger auf diese Schä—

digungsfolge gestützte und im anhängigen Revisionsverfehren*gel—

‘
tend gemachte Anspruch auf Versorgung nach dem KBLG konnte keinen

Erfolg haben. Dabei bedurfte es keiner Prüfung durch den Senat,

ob es sich bei dem Unfall des Klägers Während seines Urlaubs, der

mit der Freistellung vom ■ienst in Konstentinowka_begonnen hatte
(vgl° RVGer° 1 S„ 96), um einen seinen Anspruch auf Versorgung

nach dem KBLG begründenden Urlaubsunfell gehandelt hat° Denn die

schädigende Folge eines Urlaubsunfalls kann bei Vorliegen der

übrigen dazu notwendigen, hier nicht näher zu prüfenden:Voreus—

setzungen in jedem Falle nur dann ein Anspruch auf Versorgung

begründen, wenn der Dienst selbst, aus dem heraus der Urlaub an—

‚getreten werden ist, militärischer oder militärähnlicher Dienst

gewesen ist, es sei denn, daß der Unfall und durch ihn die mit

ihm verbundene Gesundheitsschädigung durch unmittelbare Kriegs—

einwirkung eingetreten wäre" Das ist beim Kläger nicht der Fall.

Eine für die Schädigung des Klägers verantwortliche unmittel—.

bare Kriegseinwirkung hat bei seinem am 17. Oktober 1942 erlittee

nen Eisenbahnunfell nicht mitgewirkt„ das wird von ihm auch nicht

behauptet. Leistungen nach dem KBLG könnten deshalb—dem Kläger

nur zustehen, wenn es sich bei dem von ihm während der Dauer seit

ner dienstlichen Abordnung nach Rußland geleisteten Dienst, ins—

besondere bei seiner Tätigkeit in äonstentinowke, um militäri—

schen oder militärähnlichen Dienst im Sinne des 5 1 Abs. 1 KBLG

gehandelt hat°

Militärischer Dienst im Sinnedes 5'1 Abs. 1 KBLGist nach@3
Abs“ 1 — die Anwendung der Absätze 2 und'3 des @ 3 scheiden für

den Kläger ohne weiteres eus
— der Verordnung Nr° 739 des Arbeits“

ministeriums Württemberg«ßaden, Dritte Durcth0 zum Gesetz Nr.74

über Leistungen an Körperbeschädigte (Dritte Durcth0_zum KBLG)

vom 25. Juli 1949 (Regierungsblett der Regierung Württemberg—

Beden 1949 S. 212) der nach deutschem Wehrrecht geleistete Dienst,

der Dienst auf Grund der Verordnung über den deutschen Volkssturn
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der Dienst in den Heimatflakbatterien und der Dienst in der Feld—

gendarmerie. Diese Aufzählung des 5 3 Abs. 1 der Dritten Durcth0

zum KBLG, der sich inhaltlich ganz und im Wortlaut nahezu mit dem

Absatz 1°des 5 2 (Begriff des militärischen Dienstes) des BVG
deckt, ist erschöpfend und läßt keine Möglichkeit zu, den auf

Grund einer dienstlichen Abordnung durch seine vorgesetzte Reichs—

bahnbehörde geleisteten Dienst des Klägers in Rußland als militä—

rischen Dienst anzusehen; insbesondere'lag bei ihm kein nach

deutschem Wehrrecht‘geleisteter DienSt als Soldat oder Wehrmachts—

beamter vor°

Das angefochtene Urteil des LSG. hat auch zutreffend entschieden,

daß der in Konstantinowka geleistete Dienst des Klägers kein mili—

tärähnlicher Dienst im Sinne des 5 1 Abs. 1 KBLG gewesen ist° Un—

streitig ist, daß der Kläger auf Veranlassung und durch Abordnungs—

verfügung seiner vorgesetzten Dienstbehörde, der damaligen Reichs—

bahndirektion Karlsruhe, im Juni 1942 zur Dienstleistung als Eisen—

bahner nach Rußland abgeordnet und dabei der Hauptbetriebsdirek—

tion Ost der Deutschen Reichsbahn unterstellt worden ist. Er trug

die blaue'Eisenbahneruniform und war als Reichsbahninspektor und

Leiter der Güterabfertigung des Bahnhofs Konstantinowka_tätig.

Diese dienstliche Tätigkeit war rein zivilér Natur; sie unter—
schied sich abgesehen davon, daß sie-im besetzten Gebiet nahe der

Front und unter den dort obwaltenden veränderten Umständen ver—

richtet werden mußte, nicht oder nur wenig von derjenigen, die

er vor seiner Abordnung nach Rußland im Heimatgebiet hatte lei—

sten müssen. Dabei hat der Senat nicht übersehen, daß unter Um—

ständen aueh ein rein ziviler Dienst den Charakter von militär—

ähnlichem Dienst im Sinne des 5 1 Abs. 1 KBLG haben konnte. Es gab

im zweümn Weltkrieg zahlreiche Dienstverhältnisse arbeitsrecht—

lichen Charakters, die trotz ihrer rein zivilen Natur als mili—

tärähnlicher Dienst angesehen werden müssen und angesehen werden,

wie der Dienst der Wehrmachtshelfer und —helferinnen oder der der

Angehörigen der Organisation Todt auch im Heimatgebiet, sämtlich

Dienstleistungen, über deren Schutz durch die Versorgungsgesetze

gebung kein Zweifel besteht. Jedoch handelte es sich bei diesen

wie bei allen versorgungsrechtlich geschützten Dienstverhält—

nissen um solche, die in einer mehr oder weniger engen Bindung
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zur Wehrmacht standen und die im Gesetz oder in den zu ihm er—

lassenen Durchführungsverordnungen ausdrücklich als militärähn—

licher Dienst anerkannt worden sind (vgl" @ 4 Abs° 1 Buchst° c
und m der Dritten Durcth0 zum KBLG)° Dazu gehörte auch der

Dienst der zur ■ehrmgght sbgeordneten Reichsbahnbediensteten,

der zwar in aller Regel auch reiner Dienst als Eisenbahner war,

der aber im Hinblick auf das Abordnungsverhältnis zur Wehrmacht

(graueUniform) im @4'Abs„ 1 Buchst. b 1„ Halbsatzder Drit— .
‚ten Durcth0 zum KBLG die ausdrückliche Anerkennung als militär—

ähnlicher Dienst gefunden hat„ Zu Unrecht beruft sich auch der_

Kläger auf diese Vorschrift„ da diese für seinen Dienst als

nicht zur Wehrmacht, sondern zu einer ReichsbahndienstStelle

abgeordneter Reichsbahnbesmter keine Geltung hat„

Das war auch die für die Rechtsfindung zwar nicht entscheidende,

aber zur Auslegung des 5 4 Abs° 1 Buchst° b 1. Helbsatz der

Dritten Durcth0 zum KBLG verwertbare Ansicht des Arbeitsmini—

steriums Württemberg—Baden, als es in seinem vom OVA° Karlsruhe

in der Entscheidung vom 7° Juni 1950 angeführten Erleß vom
3„ März 1949 zur Auslegung der zu diesem Zeitpunkt noch gelten—

den,mit 5 4 Abs„1 Buchst„b 1‚ Helbsetzder Dritten Durcth0
zum KBLG inhaltsgleichen Vorschrift des © 3 Abs° 1 Nr„ 6 1‚ Halb—

setz der VO Nr° 704, Erste DurchV0 des Arbeitsministeriums zum

KBLGvom27„ Januar 1947(Regierungsblett 1947s. 114) ausführ—
te, daß die sogenannten blauen Eisenbahner, auch wenn sie in den

von der Wehrmacht besetzten Gebieten eingesetzt gewesen seien,

nicht zum Kreis der nach dem KBLG leistungsberechtigten Perso—

nen zu rechnen seien, weil sie nicht zu den zur Wehrmacht abge—

ordneten Reichsbahnbediensteten gehört hätten° '

Zur Auslegung_des Begriffs des Dienstes der zur Wehrmacht abge—

ordneten Reichsbahnbediensteten waren auch die für die Verwal—

tungsstellen der Kriegsopferversorgung zum WFVG herausgegebe—

nen Wehrmechtfürsorge—v und Versorgungsbestimmungen mit heran—

zuziehen° Nach diesen (Erlaß von 5„10„1942‚ Wehrmachtfürsorge—

und Versorgungsbestimmungen 1942 Nr„ 234 S. 172) gehörten mit

Wirkung vom 26° August 1959 ab gemäß gemeinsamer Feststellung

durch das frühere Oberkommando der Wehrmacht und das frühere.

Reichsverkehrsministerium zum Personenkreis der zur Wehrmacht

.
.,.
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abgeordneten Reichsbahnbédiensteten folgende Personen:

1.) Reichsbahnbedienstete‚ soweit und solange sie dem Ober—

quartiermeister Belgien und Frankreich unterstellt waren,

2°) die in Holland, Dänemark und Norwegen eingesetzten Reichs—

bahnbediensteten, soweit und solange sie zu Lasten des

Heereshaushalts abgefunden wurden,

3.) zum Chef des Transportwesens abgeordnete und außerhalb

der Reichsgrenzen eingesetzte Eeichsbähnbedienstete für

die Dauer der Abordnung; jedoch

a) in den sowjetischen Gebieten bis zum 14. Januar 1942,
b) bei den Wehrmachtsverkehrsdirektionen Brüssel und Paris

bis zum 15° Juni 1942,

4.) die zu den Feldeisenbahnkommandos (früher Feldeisenbahn—

direktionen) abgeordneten.■eichsbahnbediensteten für die

Dauer der Abordnung,

5„) das ständige Begleitpersonal für Sonderzüge,

6„) das ständige Personal der Lazarétt— und Leichtkrankenzüge,

7„) die bei den E—Batterien zur Betreuung von
Vérbren■ungs—

triebwagen und bei der Eisenbahn—Artillerie im Bereich

der Wehrmacht eingesetzten Reichsbahnbediensteten,

8°) Reichsbahnbedienstete, solange sie zu den außerhalb der

Reichsgrenzen oder zu den im Marinefestungs— (Küsten—)
gebiet gelegenen Dienststellen der Kriegsmarie, insbeson—

dere zu Kriegsmarinewerftén, zur Bedienung von Notstrom—

Triebwagen und Kranwagen usw„ abgeordnet waren„

Die frühere Zugehörigkeit des Klägers zu dem in den vorstehenden

Nr° 1 bis 2, 3b,g5 bis 8 genannten Personenkreis ist nicht gege—

ben; er.ist auch nicht zu einem sogenannten Feldeisenbahnkomman—

do — früher Feldeisenbahndirektion —
(vgl. vorstehende Nr„ 4)

abgeordnet gewesen‚ Aber auch die Nr° 3a ist nicht auf ihn an—
wendbar} denn während seiner Dienstleistung außerhalb der

Reichsgrenzen im sowjetischen Gebiet
war er nicht zum Chef des

.
Transportwesens mit dienstlicher Unterstellung unter diesen ab—

geordnet, sondern er
leistete zivilen Eisenbahndienst\im Gebiet

\.
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der ihm durch seine Abordnung vorgesetzten zivilen Eisenbahn—

Hauptbetriebsdirektion Ost° Darüber hinaus hatte sein Einsatz

in Rußland und in Konstantinowka erst im September 1942 und

damit zu einem Zeitpunkt begonnen, als selbst der Dienst der

zum Chef des Transportwesens in die sowjetischen Gebiete abge—

' ordneten Eisenbahner nicht mehr Dienst von zur Wehrmacht abge—

ordnetenReichsbahnbedienstetenim Sinnedes 5 4 Abs„ 1 Buchst„b.
1. Halbsatz der Dritten Durcth0 zum KBLG war, weilvom.15° Ja—

nuar 1942 ab deren Versorgung nach beamtenrechtlichen oder so—

zialversicherungsrechtlichen Vorschriften geregelt werden war
(vgl° Urteil des Bayerischen LSG° vom 10„11‚1955 in Amtsbl°

des Bayerischen Staatsministeriums für Arbeit und soziale Für—

sorge 1956 S. B 65)° ‘

Im übrigen sind die vorgenannten Fürsorge— und Versorgungsbe—

stimmungen unter Nr° 2 Abs° 1 zu @5 Abs. 1 ”uchsto d BVG als,

zur Auslegung dienend in die Verwaltungsvorschriften zu @ 3

BVG übernommen worden° Dabei war festzustellen, daß 5 3 Abs° 1

Buchst° d 1. Halbsatz BVG mit dem 5 4 Abs° 1 Buchst. b 1. Halb—

satz der Dritten Duroth0 zum KBLG wörtlich übereinstimmt° Beach»

tung verdienten in diesem Zusammenhang auch die Verhandlungen

des (26„) Ausschusses für Kriégsopfer— und Kriegsgefangenenfra—
'

gen des Deutschen Bundestages über das BVG, in denen (5. 5 A

und B, S‚ 6 D, S. 7 A und B) dem VorSOhlag des Verbandes der
Kriegsbeschädi€ten, Kriegshinterbliebenen und öozialrentner

Deutschlands e„V° zur Änderung des damals vorliegenden Gesetz—

entwurfs und zur Einfügung der Worte "und der Dienst der blauen

Eisenbahner im Operationsgebiet" bei @ 3 Abs" 1 Buchst° d BVG

nicht gefolgt und die Fassung der Regierungsvorlage ohne Be—

rücksichtigung und Benennung der blauen Eisenbahner beibehal—
ten worden ist, obwohl bei dieser Beschlußfassung der Ausschuß

davon ausging, daß bei dem Wortlaut der Regierungsvorlage
("der Dienst der zur Wehrmacht abgeordneten Reichsbahnbedien—

lsteten") der Dienst der durch Abordnungsverfügung ihrer vorge—
setzten Reichsbahndienststelle abgeordneten blauen Eisenbahner

Vnicht mit erfaßt war. Grund für diese Beschlußfassung War‚ daß

den abgeordneten blauen Eisenbahnern für den Fall einer durch

ihre Dienstverrichtung erlittenen Gesundheitsschädigung und
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für deren gesundheitliche und wirtschaftliche Folgen Versorgung

nach den Vorschriften über die beamtenrechtliche Unfallversor—

gung oder nach den Vorschriften der gesetzlichen Unfallversiche—

tung zu gewähren und der versorgungsrechtliche Schutz deshalb_
entbéhrlich sei° Dabei wurde allerdings ausdrücklich festge—

stellt, daß auch der blaue Eisenbahner Versorgung nach dem BVG

erhält, wenn eine erlittene Schädigung mit gesundheitlichen und

wirtschaftlichen Folgen auf eine unmittelbare Kriegseinwirkung

zurückzuführen ist; sein Versorgungsanspruch beruhe dann jedoch

auf der verschrift des @ 1 Abs„ 2 Buchst° a BVG (vgl. 5 1 Abs.1

KBLG,@2 der Dritten Durcth0 zumKBLG)„ '

Zusammenfassend war danach festzustellen: der während des zwei—

_ten Weltkrieges geleistete Dienst der Eisenbahner, die von ihrer

vorgesetzten Reichsbahndienststelle als ßeamte zur Dienstlei—

stung in das von der deutschen Wehrmacht besetzte Gebiet nicht

zur Wehrmacht selbst, sondern zu einer anderen Reichsbahndiehst—

stelle abgeordnet worden sind, gehören nicht zu dem versorgungs—

rechtlich geschützten Personenkreis im Sinne des @ 4 Abs° 1

Buchst° b 1. Halbsatz der Dritten Durcth0 zum KBLG; ihr Dienst

war kein militärähnlicher Dienst im Sinne des 5 1 hbs. 1 KBLG°

Das hat das Lee; in seinem angefochtenen Urteil hinsichtlich des
vom Kläger im Jahre 1942 geleisteten Dienstes in Konstantinowka‚/

mit Unterstellung unter die Reichsbahnhauptdirektion Ost zutref—

fend ausgeführt (vgl° auch Bayerisches LSG.‚ Urteil vom 1O„.11°

1955 a.a„0°; Sehöhleiter, Bundesversorgungsgesetz, Erläuterung
Nr‚ 7 zu $ 3 BVG; Schieckel, Bundesversorgungsgesetz, Anm‚‘7

zu 5 3 BVG; Thannheiser—Wende—Zech, Handbuch des BundesverScr—

gungsrechts, Erläuterung zu Buchst° d des 5 3 BVG)° Das gilt um
so mehr, als der Kläger unbestritten und nach der Bescheinigung

der Eisenbahndirektion Stuttgart vom 23‚ Februar 1950 wegen der

‘ Folgen seines im Oktober 1942 erlittenen Dienstunfalls Versor—

gung nach den Unfallbestimmungen des Deutschen Beamtengesetzes

erhält. Im übrigen hat auch nach 5 4 Abs° 5 der Dritten Durcth0
zum KBLG der wie immer geartete zivile Dienst, selbst der auf

Grund einer DienStverpflichtung verrichtete, keinen militärähn—

lichen Charakter, es sei denn, daß er zu den in 5 4 Abs. 1 Nr„1

aufgezählten Dienstarten gehört° Das aber ist vorliegend nicht

der Fall„
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Daran ändert beim Kläger nichts, daß er bei seinem Dienstan—

tritt in Konstantinowka zu einer Gruppe von Reichsbahnbedien—

steten gehörte, die eine Kompanie feldgrauer, der Wéhrmacht

unmittelbar unterstellter Eisenbahner mit militärischen Befehle“

habern ablösen mußte° Im Gegenteil spricht gerade dieser Umstand
“dafür, daß die Lage im Jahre 1942 in Konstantinowka so war, daß

militärische Eisenbahnereinheiten entbehrlich wurden und des—

halb ihre Aufgaben den zivilen Reichsbahnbediensteten übergeben

werden konnten°

Weiter ändert nichts, daß der Kläger während seiner Dienstlei—

stung in Rußland mit Waffen ausgerüstet gewesen und in Konstan—

tinowka durch den militärischen Bahnhofskommandanteh, einen

Hauptmann der Wehrmacht, über kriegsmäßiges Verhalten und Waf—

fen$ebrauch unterwiesen worden ist, Selbst regelmäßige Exerzier—

und Geländeübungen, an denen der Kläger auf Befehl und Veran—

lassung des militärischen Bahnhofskommandanten teilgenommen hat,

um gegebenenfalls zusammen mit anderen Reichsbahnbediensteten '

den Bahnhof gegen angreifende Pertisanen oder feindliche Streit—

kräfte erfolgreich verteidigen zu können, sind nicht geeignet,

seinen Eggeldienst als Eisenbahner in einen militärähnlichen

umzudeuten° Dafür überwog schon rein zeitlich die zivile Tätig—

keit als Reichsbahninspektor und Leiter der Güterabfertigung

gegenüber dem Exerzier— und Ausbildungsdienst mit der Waffe„

Im übrigen war es nach Ausbruch des Krieges an allen ?ronten

üblich geworden, alle sich in den von der Wehrmacht besetzten

und insbesondere in den von Pertisanen bedrohten Gebieten auf»

haltenden Deutschen mit rein ziviler Tätigkeit (z.B, Angestell—

te und Arbeiter von Baugeschäften beim Bau von Wehrmachtsan—

lagen, Angestellte und Arbeiter von sogenannten Kriegsgeselle

schaften im besetzten Gebiet, Angehörige der zur Wehrmachts—

betreuung eingesetzten Unterhaltungs— und Schauspieltrupps)

mit Schußwaffen zu versehen, sie in deren Gebrauch zu unter—

weisen und darüber hinaus zu verpflichten, solchen Wehrmachts—

befehlen Folge zu leisten, die sich auf ihr Aufgabengebiet

bezogen° Es besteht jedoch kein ersichtlicher Grund, sOlche

rein zivilen Tätigkeiten deshalb als militärähnlichen Dienst
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anzusehen, zumal die genannten Maßnahmen nicht so sehr oder

nicht nur im Interesse der Wehrmacht, sondern vielmehr auch

im Interesse und zum Schutz dieser Zivilpersonen erforderlich

Iwareno

Endlich war auch die vom Kläger vorgetragene und zur Stützung

seines Antrags auf Versorgung geltend gemachte Tatsache, daß

seine militärische Unterweisung in Konstantinowka durch den

dortigen Bahnhofskommandanten der Vorbereitung einer Abwehr

gegen etwaige Partisanenangriffe auf den Bahnhof und die Bahn—

anlagen gedient habe, kein Grund dafür, seinen Dienst als mili—

tärähnlichen anzuseheno Denn ein Pertisanenangriff hat während

seiner Anwesenheit in Konstantinowka unbesttitten niemals

stattgefunden; daß ein solcher im Bereich der Möglichkeit lag

und unter Umständen auch wahrscheinlich war, reicht aber nicht

aus, um dem Dienst des Klägers ein "vorwiegend militärisches

Gepräge" zu geben, wie es das OVA. Karlsruhe im Urteil vom

7° Juni 1950 getan hat"

Das vom Prozeßbevollmächtigten des Klägers in der mündlichen

Verhandlung angeführte Urteil des LSG Rheinland— ?falz
vom

19 Oktober 1955 (Breithaupt, Sammlung von Lntscheidungen‚

1956 SQ 298), in dem entschieden worden ist, daß es sich “bei den

zum sogenannten "Osteinsatz" abgeordneten "blauen Eisenbahnern"

um militärähnlichen Dienst gehandelt hat", war nicht geeignet,

den Senat zu einer anderen als der dargelegten Rechtsauffas—

sung über den vom Kläger in Rußland geleisteten Dienst gelan«
gen zu lassen° Denn maßgebend für diese Entscheidung war die

vom LSG; Rheinland—Pfalz getroffene tatsächliche Feststellung,

daß der Kläger trotz blauer Uniform zu einer Wehrmacht— und

nicht zu einer Reichsbahndienststelle abgeordnet werden war°
Dabei konnte dahingestellt bleiben, ob die einen Versorgungs—

anspruch bejahende Auslegung des LSG‚ Rheinland—Pfalz zu 5 3

Abs„ 2 BVG in den weiteren Entscheidungsgründen zutreffend ist,
denn die auf den Fall des Klägers unanwendbare, einer Versor—

gung sogar ausdrdcl clich entgegenstehende Vorschrift des 9 4

Abs' 3 der Dritten Durcth0 zum KBLG (s„o„) hat in 5 3 Abs° 2

‚BVG eine wesentlich andere, auch inhaltlich unterschiedliche

_ 18 _
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Fassung erhalten°

Danach war nicht von entscheidender Bedeutung, daß der Kläger

während seiner dienstlichen Tätigkeit in Konstantinowka neben
seinem regelmäßigen zivilen Dienst zeitweise, wenn auch auf

Anweisung des militärischen Behnhofskommandanten, an militäri—

schen_Übungen teilgenommen hat, daß er eine Schußwaffe trug

und außer den Weisungen seiner vorgesetzten Reichsbahndienst—

stelle auch solchen Wehrmachtsbefehlen nachzukomhen hatte„

die sein dienstliches Aufgabengebiet als nisenbahner betrafen.
Gerade'letzteres wurde im zweiten Weltkrieg nicht nur von den

im besetzten Gebiet befindlichen, sondern von allen deutschen

Zivilpersonen auch im Heimatgebiet gefordert und durchgeführt,

deren berufliche Tätigkeit den Belangen der Wehrmacht dienlich

war °

Es konnte auch dahingestellt bleiben, ob und unter welchen

Voraussetzungen ein wie der Kläger in das besetzte sowjeti—

sche Gebiet dienstlich abgeordnéter Reichsbahnbediensteter

nach den Vorschriften des KBLG Versorgung erhält, wenn er beim

Umgang mit der ihm zur Verfügung gestellten Schußwaffe‚ bei

'Teilnahme an Exerzier— und Geländeübungen oder gar beim Ein—

satz gegen Partieanen oder feindliche Streitkräfte zu Schaden

gekommen ist° Der Kläger hat einen Eisenbahnunfall erlitten,

der weder durch Feindeinwirkung oder Partieanentätigkeit ver—

ursacht werden ist noch mit dem zeitweilig ausgeübten nicht

zivilen dienst in Konstantinowka im Zusammenhang stand, und

für den entweder das Zusammentreffen unglücklicher Umstände

oder gar menschliches Versagen verantwortlich waren° Der

Unfall ereignete sich während der Reise des Klägers in die

Heimat, die er aus Anlaß eines Urlaubs vom tivilen Dienst

als Reichsbahnbediensteter angetreten hatte° Eine Versorgung

nach dem KBLG steht dem Kläger danach nicht zu,

Die Revision mußte deshalb wie geschehen als unbegründet
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zurückgewiesen werden°

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG°
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